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SPD AfD CDU Die Linke GRÜNE* FDP 

 

 

Der Richter- und Staatsanwaltsbund Mecklenburg-Vorpommern e. V. hat im Vorfeld der 
Landtagswahl am 20. September 2026 die aussichtsreichsten Parteien mit zehn justizpolitischen 
Wahlprüfsteinen angeschrieben. Allen Parteien wurden identische Fragen zu zentralen Themen 
der Justizpolitik vorgelegt.  

Diese Broschüre dokumentiert die Antworten vollständig und unverändert. Unter jeder Frage sind 
die Antworten aller Parteien im direkten Vergleich abgedruckt. Vom BSW gingen keine Antworten 
ein. 

Die Reihenfolge der Partei-Antworten entspricht dem Ergebnis der Landtagswahl in Mecklenburg-
Vorpommern vom 26. September 2021. 
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01 
Welche justizpolitischen Themen werden für Ihre Partei in der 
kommenden Legislaturperiode im Vordergrund stehen? 

 

SPD 
Für uns stehen eine leistungsfähige, bürgernahe und moderne Justiz, zügige Verfahren, gute 
Arbeitsbedingungen und ein starker Rechtsstaat im Vordergrund. Dazu gehören besonders 
Personalgewinnung, Digitalisierung, Fortbildung und Opferschutz. 

 

AfD 

Digitalisierung ist ein zentrales Thema, hier sollte vor allem Tauglichkeit vor Schnelligkeit 
gehen. Störanfälligkeit beseitigen, anwendungsfreundlicher gestalten. 

Gerichtstrukturreform neu evaluieren und die Zweigstellenregelung auf das Ziel einer 
Abdeckung der Kernaufgaben und Effizienz überprüfen. 

Abgeordnetenentschädigung und insbesondere die großzügige Altersversorgung der 
Abgeordneten auf den Prüfstand stellen. 

Nachbarrechtsgesetz für MV, um hier klare Regelungen für unser Flächenland zu haben. 

Auf Bundesebene ist eine Strukturreform mit dem Ziel einer klar gegliederten Dreistufigkeit in 
der Ordentlichen Justiz anzustreben. Die streitwertabhängige Zuständigkeit von Amtsgericht 
und Landgericht wird immer irrationaler. 

 

CDU 

Insgesamt verfolgen wir das Ziel, die Justiz moderner, leistungsfähiger und 
durchsetzungsstärker aufzustellen, damit der Rechtsstaat seine Schutz- und 
Ordnungsfunktion zuverlässig erfüllen kann. 

Wir wollen eine konsequente Stärkung des Rechtsstaats und wir wollen, dass Recht und 
Gesetz wieder verlässlich durchgesetzt werden. Einer schleichenden Erosion des 
Rechtsstaats treten wir entschieden entgegen. Dafür ist es aus unserer Sicht unerlässlich, 
die Justiz personell deutlich besser auszustatten. Zusätzliche Stellen bei 
Staatsanwaltschaften und Gerichten sollen dazu beitragen, Verfahren schneller zu 
bearbeiten und dafür zu sorgen, dass Straftaten zügig angeklagt und verhandelt werden. 

Ein besonderer Fokus liegt für uns auf der effektiveren Bekämpfung von Kriminalität in 
sensiblen und zunehmend relevanten Bereichen. Dazu gehören insbesondere 
Cyberkriminalität, sexueller Kindesmissbrauch sowie Wirtschaftskriminalität. Durch 
spezialisierte Staatsanwaltschaften wollen wir die Strafverfolgung in diesen komplexen 
Deliktsfeldern deutlich intensivieren und professionalisieren. 

Um den Ermittlungsbehörden die notwendigen Werkzeuge an die Hand zu geben, setzen wir 
uns zudem für moderne und rechtssichere Ermittlungsbefugnisse ein. Dazu zählen unter 
anderem Onlinedurchsuchungen sowie eine unionsrechtskonforme 
Vorratsdatenspeicherung, um Straftaten gerade im digitalen Raum wirksamer verfolgen zu 
können. 

Gleichzeitig werden wir die Digitalisierung der Justiz konsequent vorantreiben. Die 
flächendeckende Einführung der elektronischen Akte und digitaler Verfahren soll die Abläufe 
beschleunigen und auch den Opferschutz verbessern. Ergänzend dazu wollen wir die 
juristische Ausbildung stärken und die Arbeitsbedingungen in der Justiz attraktiver gestalten, 
um ausreichend qualifizierten Nachwuchs zu gewinnen und langfristig zu binden. 
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Aus Sicht der Linken braucht eine demokratische Gesellschaft eine starke, unabhängige und 
für alle zugängliche Justiz. Sie schützt Grundrechte, sichert den Rechtsfrieden, verfolgt 
Straftaten und steht denjenigen zur Seite, die Schutz und Gerechtigkeit brauchen. Für Die 
Linke ist klar: Justiz darf kein Bereich sein, in dem gespart, zentralisiert oder auf Verschleiß 
gefahren wird. Sie muss für die Menschen erreichbar sein – digital wie analog –, sozial 
gerecht handeln und auch unter sich wandelnden gesellschaftlichen Bedingungen 
handlungsfähig bleiben. 

Mecklenburg-Vorpommern braucht eine Justiz, die gut ausgestattet ist, Fachkräfte gewinnt, 
in Stadt und Land präsent bleibt und den Strafvollzug konsequent an Resozialisierung, 
Menschenwürde und gesellschaftlicher Teilhabe ausrichtet. Gerade in einem Flächenland 
gilt: Der Zugang zum Recht darf nicht vom Wohnort abhängen. Bürgernähe, Präsenz und 
Verlässlichkeit staatlicher Institutionen sind Voraussetzungen für Vertrauen in den 
Rechtsstaat. 

Zugleich wollen wir die Resilienz des Rechtsstaats stärken. Ein demokratischer Rechtsstaat 
muss nicht nur im Alltag funktionieren, sondern auch unter Druck standhalten: bei 
gesellschaftlicher Polarisierung, wachsendem Extremismus, gezielten 
Einschüchterungsversuchen gegen Amtsträger:innen, digitaler Desinformation, Krisenlagen 
und schwindendem Vertrauen in öffentlichen Institutionen. Eine widerstandsfähige Justiz 
schützt nicht nur Rechte im Einzelfall, sondern bewahrt auch die demokratische Ordnung 
insgesamt. Dafür braucht es starke Institutionen, unabhängige Gerichte, gut geschützte 
Beschäftigte, verlässliche Verfahren und eine Justiz, die für die Menschen sichtbar, 
ansprechbar und glaubwürdig bleibt. 
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In der kommenden Legislaturperiode wird für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eine 
aufgabengerechte Ausstattung der Justiz mit Personal und Sachmitteln im Vordergrund 
stehen. Dafür haben wir uns auch während der aktuellen Legislaturperiode stark gemacht. 

Um der bevorstehenden Pensionierungswelle zu begegnen, müssen wieder mehr 
Jurist*innen bei uns im Land ausgebildet werden. Deswegen setzen wir uns für die 
Wiedereinführung des Ersten Juristischen Staatsexamens in Rostock ein. 

Um die Unabhängigkeit der Justiz zu stärken, vertreten wir BÜNDNISGRÜNE in 
Mecklenburg-Vorpommern schon lange die Auffassung, dass eine Selbstverwaltung der 
Justiz, gerade mit Blick auf Haushalts- und Personalfragen, angestrebt werden sollte. 

Wir wollen, dass der Strafvollzug in Mecklenburg-Vorpommern konsequent auf das Ziel einer 
Wiedereingliederung der Strafgefangenen in die Gesellschaft ausgerichtet wird. Das 
bedeutet für uns unter anderem, dass Erwerbsarbeit im Strafvollzug angemessen vergütet 
und eine Ausweitung der Unterbringung im Wohngruppenvollzug und im Offenen Vollzug 
angestrebt wird. 
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FDP 

Die FDP MV versteht einen handlungsfähigen und konsequenten Rechtsstaat als Grundlage 
einer freiheitlichen Gesellschaft. Voraussetzung dafür ist eine leistungsfähige Justiz. 

Für die FDP MV stehen in der kommenden Legislaturperiode vier Schwerpunkte im 
Mittelpunkt: Erstens die Bewältigung der Pensionierungswelle durch ein ambitioniertes 
Einstellungsprogramm deutlich über den rechnerischen Ersatzbedarf hinaus. Diese 
Herausforderung war bereits absehbar und ist durch Untätigkeit der bisherigen 
Landesregierung größer geworden. Zweitens die Sicherstellung einer verfassungskonformen 
Besoldung im Einklang mit der BVerfG-Rechtsprechung, die durch keine Landesregierung 
mehr auf die lange Bank geschoben werden darf. Drittens der institutionelle Ausbau der 
Justiz-Selbstverwaltung, damit die Justiz auch organisatorisch eigenständig handeln kann. 
Viertens die gesetzliche Absicherung der Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft, die durch 
ministerielle Erlasse allein nicht ausreichend gewährleistet ist. 

Als Flächenland steht Mecklenburg-Vorpommern vor besonderen Herausforderungen: lange 
Wege, häufige Versetzungen und unsichere Perspektiven mindern die Attraktivität des 
Justizdienstes. Deshalb wollen wir Probezeiten auf das notwendige Maß begrenzen, 
Vorverwendungen stärker anerkennen und individuelle Wünsche bei der Verwendung besser 
berücksichtigen. Versetzungen sollen möglichst freiwillig erfolgen; wo dies nicht gelingt, 
müssen familiäre Belange angemessen einbezogen werden. 

Zugleich gilt: Der Rechtsstaat muss in der Fläche präsent bleiben. Gerichte und 
Staatsanwaltschaften müssen für die Bürgerinnen und Bürger erreichbar sein und dürfen sich 
nicht weiter aus ländlichen Regionen zurückziehen. 

Ein zentraler Hebel zur Entlastung ist die konsequente Digitalisierung. Elektronische Akten, 
moderne IT und durchgängig digitale Verfahren können Abläufe beschleunigen und 
Medienbrüche zwischen Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichten beseitigen. Wir wollen 
daher die Einführung der elektronischen Ermittlungsakte mit Schnittstellen zur Polizei 
vorantreiben und die Erprobung neuer Technologien, insbesondere Künstlicher Intelligenz, 
unterstützen – stets unter Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit. 

Darüber hinaus setzen wir uns für eine praxisnahe Gesetzgebung ein: klare, verständliche 
und umsetzbare Regeln statt bürokratischer Detailvorgaben. Das stärkt die Akzeptanz des 
Rechts in der Bevölkerung und entlastet zugleich die Justiz. 

 
  



WAHLPRÜFSTEINE  ·  Landtagswahl M-V  ·  RSB M-V 

Seite 7 

02 

Wie sollte die Justiz in MV künftig personell aufgestellt sein und welche 
Maßnahmen planen Sie zur Bewältigung der Pensionierungswelle (bis 
2033: ca. 45 % der über 600 Kolleg*innen)? 

 

SPD 

Die Justiz muss personell so aufgestellt sein, dass sie ihre Aufgaben dauerhaft verlässlich 
erfüllen kann. Wichtig sind für uns frühzeitige Nachbesetzungen, eine starke 
Nachwuchsgewinnung, attraktive Berufswege, familienfreundliche Bedingungen und 
moderne Arbeitsformen. 

 

AfD 

Der Personalbedarf wird sich auch künftig an dem Bewertungssystem Pebb§y ausrichten. 
Das ist grundsätzlich zu akzeptieren. Es bleibt abzuwarten, wie sich die Anhebung der 
Streitwertgrenze dabei auswirken wird. 

Zur Bewältigung der Pensionierungswelle gab es bereits in der letzten Legislatur ein unter 
Mitwirkung des Richterbundes zustande gekommenes Konzept, das allerdings aufgrund 
geänderter Zuständigkeiten nicht umgesetzt wurde. Der Vorschlag, in gewissem Umfang 
über den derzeitigen Bedarf hinaus sozusagen auf Vorrat einzustellen, erscheint nahezu 
alternativlos, die Herausforderung könnte hierbei aber die Haushaltslage des Landes und 
nicht ausreichend geeignete Bewerber sein. 

Zudem ist der Bedarf auf lange Sicht schwer einzuschätzen, da sich der Aufgabenbereich 
zum Beispiel in der Verwaltungsgerichtsbarkeit durch ein geändertes Migrationsgeschehen 
erheblich ändern kann. 

Die Anwerbung künftiger Richter sollte bereits durch eine Sichtung bei den Referendaren 
erfolgen, denen man im persönlichen Gespräch durchaus die Vorzüge des Richterberufs 
nahebringen kann. 

 

CDU 

Für uns ist entscheidend, dass die Justiz in Mecklenburg-Vorpommern personell so 
ausgestattet ist, dass sie ihre Aufgaben zuverlässig und ohne Verzögerungen erfüllen kann. 
Schon heute zeigt sich an vielen Stellen, dass Verfahren zu lange dauern oder die Belastung 
zu hoch ist. Deshalb wollen wir die Zahl der Stellen spürbar erhöhen. Dies gilt insbesondere 
bei den Staatsanwaltschaften, wo kurzfristig zusätzliche Stellen geschaffen werden sollen. 
Wir werden den bestehenden Rückstau dadurch abbauen. 

Perspektivisch muss sich die Personalausstattung stärker am tatsächlichen Bedarf 
orientieren, also an der Zahl und Komplexität der Verfahren. 

Die bevorstehende Pensionierungswelle verschärft die Situation erheblich. Wenn bis 2033 
fast die Hälfte der heutigen Kolleginnen und Kollegen ausscheidet, reicht es nicht, erst dann 
zu reagieren. Wir müssen jetzt die Voraussetzungen schaffen, um ausreichend Nachwuchs 
zu gewinnen. Ein wichtiger Ansatzpunkt ist dabei die juristische Ausbildung im eigenen Land. 
Wir wollen die Studienbedingungen verbessern und dafür sorgen, dass angehende 
Juristinnen und Juristen ihre Ausbildung vollständig in Mecklenburg-Vorpommern 
absolvieren können. Das klare Ziel lautet, sie auch dauerhaft in Mecklenburg-Vorpommern 
zu halten. 

Genauso wichtig ist die Attraktivität der Justiz als Arbeitgeber. Wer sich für diesen Beruf 
entscheidet, muss gute Arbeitsbedingungen vorfinden. Dazu gehören eine verlässliche 
personelle Ausstattung, moderne Arbeitsplätze und vor allem funktionierende digitale 
Strukturen. Die Einführung der elektronischen Akte und insgesamt effizientere Abläufe sollen 
die tägliche Arbeit spürbar erleichtern und helfen, die vorhandenen Kräfte besser 
einzusetzen. 

Unterm Strich geht es uns darum, die Justiz nicht nur kurzfristig zu entlasten, sondern sie 
langfristig stabil aufzustellen. Mit ausreichend Personal, gut ausgebildetem Nachwuchs und 
Rahmenbedingungen, die den Beruf auch in Zukunft attraktiv machen. 
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Die personelle Ausstattung sollte sich nach dem Personalbedarfsberechnungssystem 
Pebb§y richten. 2027 wird es hierzu eine Vollerhebung geben, die insbesondere die 
Einführung der E-Akte und die damit verbundenen veränderten Arbeitsprozesse betrachtet. 
Ebenso werden die Auswirkungen der Änderungen bei den Zuständigkeitsstreitwerten von 
Land- und Amtsgerichten berücksichtigt. Es war ein wichtiger Schritt, dass die Pebb§y-
Bedarfsberechnung in der bisherigen Legislaturperiode von allen anerkannt wurde. 

Zu den Maßnahmen, die wir planen, um die Pensionierungswelle im Bereich der Justiz 
abzufangen, gehört es, den bisherigen Weg konsequent fortzusetzen. Das beginnt bereits im 
Studium, indem wir jungen Menschen bei Nichtbestehen des ersten juristischen 
Staatsexamens den integrierten Bachelor zuerkennen. Es setzt sich mit attraktiven 
Ausbildungsbedingungen im Referendariat fort, etwa durch die Einführung des E-Examens, 
um im Wettbewerb um juristische Nachwuchskräfte mit anderen Bundesländern mithalten zu 
können. Hinzu kommt die schnellstmögliche Einstellung von Proberichter:innen nach 
Abschluss des Examens. In den vergangenen fünf Jahren haben wir durch unsere 
Einstellungspraxis in der Regierung bereits dazu beigetragen, die Pensionierungswelle 
deutlich abzuflachen. Mit einer konsequenten Einstellungspolitik wird es gelingen, die 
Pensionierungswelle zu bewältigen und die Justiz zukunftsfähig aufzustellen. 
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Mehr als die Hälfte der Gerichte und Staatsanwaltschaften in Mecklenburg-Vorpommern ist 
personell unterbesetzt. Landesweit fehlen, das ergibt sich aus den Zahlen des 
Justizministeriums, rund 60 Richter*innen und Staatsanwält*innen. Das kann nicht so 
bleiben. Die Zahl der Neueinstellungen muss dringend erhöht werden. 

Um die Attraktivität einer Tätigkeit für das Land Mecklenburg-Vorpommern zu erhöhen, muss 
die Richter*innenbesoldung den Anforderungen der aktuellen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts entsprechen. 

Langfristig zur Nachwuchsgewinnung beitragen würde die Wiedereröffnung des 
Studiengangs Jura mit dem Ziel eines Ersten Juristischen Staatsexamens an der Universität 
Rostock. 

 

FDP 

Eine Pensionierung von 45 % der rund 600 Richterinnen, Richtern, Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälten bis 2033 bedeutet, dass in weniger als sieben Jahren rund 270 Stellen 
nachbesetzt werden müssen, bei einer Einarbeitungszeit von mehreren Jahren für 
Proberichter. Das Land muss daher deutlich über den rechnerischen Ersatzbedarf hinaus 
einstellen. Konkret sollten jährlich mindestens 40 bis 45 Proberichter eingestellt werden. 
Dafür sind im Haushaltsplan verbindliche Stellen auszuweisen und ein Einstellungsprogramm 
aufzulegen. 

Die FDP MV will: 

– die Zahl der Richter, Staatsanwälte sowie der Mitarbeitenden in den Justizbehörden 
unverzüglich bedarfsgerecht erhöhen, 

– in den kommenden Jahren rund 300 Proberichter neu einstellen, 
– die Personalschlüssel bei Staatsanwaltschaften, Gerichten sowie im Strafvollzug 

anheben, 
– für exzellente Aus- und Fortbildung der Richterschaft, der Staatsanwaltschaft sowie 

der Justizbediensteten sorgen, 
– eine angemessene und leistungsgerechte Bezahlung sowie Beförderungs- und 

Aufstiegsperspektiven durchsetzen, 
– die Attraktivität der Juristenausbildung in Mecklenburg-Vorpommern steigern, 
– die Juristenausbildung umfassend modernisieren, um den aktuellen 

Herausforderungen zu begegnen, 
– die Zusammenarbeit zwischen Justiz und Universitäten stärken, um junge Talente 

frühzeitig für den öffentlichen Dienst zu gewinnen, 
– den Examensstudiengang Rechtswissenschaften an der Universität Rostock wieder 

eröffnen, um den Justizstandort zu stärken und die Abwanderung junger Talente zu 
verhindern, 

– die befristete Wiedereinführung der Altersteilzeit ablehnen, da sie bei bereits 
überdurchschnittlichen Verfahrenslaufzeiten den Personalengpass weiter 
verschärfen würde. 
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Wie bewerten Sie die aktuelle Ausgestaltung der R-Besoldung im 
Hinblick auf das verfassungsrechtliche Gebot der amtsangemessenen 
Alimentation und die Rechtsprechung des BVerfG? 

 

SPD 
Für uns ist klar: Die R-Besoldung muss verfassungsgemäß und amtsangemessen sein. Eine 
Anpassung muss nach angemessener Prüfung rechtssicher erfolgen. 

 

AfD 
Es ist naheliegend, hier unter Hervorhebung des Abstandsgebots eine höhere Besoldung zu 
fordern. Angesichts der Haushaltslage und der immensen Verschuldung des Landes können 
entsprechende Zusagen von der AfD jedoch nicht verbindlich gemacht werden. 

 

CDU 

Nach dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 17. September 2025 setzt eine 
die Unabhängigkeit des Beamten sichernde Freiheit von existenziellen finanziellen Sorgen 
voraus, dass seine Besoldung mindestens so bemessen ist, dass sie einen hinreichenden 
Abstand zu einem ihn und seine Familie treffenden realen Armutsrisiko sicherstellt. Dies ist 
nur der Fall, wenn das Einkommen die Prekaritätsschwelle von 80 Prozent des Median-
Äquivalenzeinkommens erreicht (Gebot der Mindestbesoldung). Wird die Mindestbesoldung 
unterschritten, liegt allein hierin ein Verstoß gegen das Alimentationsprinzip. Die rot-rote 
Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern beabsichtigt offenbar, die mit der 
Bundesverfassungsgerichtsentscheidung geforderten Maßnahmen für eine angemessene 
Besoldung der Beamten und Richter auf die Zeit nach der Landtagswahl im September 2026 
zu verschieben. Bis dahin sollen lediglich die Tarife für den öffentlichen Dienst der Länder 
durch das SPD-geführte Finanzministerium für Mecklenburg-Vorpommern angepasst 
werden. 
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 Die Besoldungsgrundlagen und -gesetze in Mecklenburg-Vorpommern werden regelmäßig 
überprüft und angepasst, um eine amtsangemessene Alimentation sowie eine 
verfassungskonforme Umsetzung sicherzustellen. Wir begleiten dieses Vorgehen kritisch. 
Insbesondere muss das BVerfG-Urteil in Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt werden – 
auch rückwirkend –, um den verfassungsrechtlichen Vorgaben nachzukommen und 
Richter:innen sowie Staatsanwält:innen attraktive Rahmenbedingungen zu bieten. 
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Die aktuelle Ausgestaltung der R-Besoldung ist nicht verfassungskonform. Daran ändert auch 
der von der Landesregierung jüngst vorgelegte Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der 
Besoldungs- und Beamtenversorgungsbezüge nichts. Aus dem Finanzministerium hieß es, 
eine Anpassung der Rechtslage an die aktuelle Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts sei in der Kürze der Zeit nicht machbar gewesen. 

Das ist nicht nachzuvollziehen – bringen doch der Bund und andere Bundesländer bereits 
erhebliche Besoldungsanpassungen auf den Weg. Mecklenburg-Vorpommern droht bei der 
Besoldung weiter zurückzufallen. 

 

FDP 

Die aktuelle R-Besoldung in Mecklenburg-Vorpommern hält einer kritischen Prüfung am 
Maßstab der BVerfG-Rechtsprechung nicht stand. Der Einstieg in R 1 liegt in MV derzeit bei 
5.139,54 Euro brutto (Stufe 2) – ein Wert, der im Bundesländervergleich im unteren Drittel 
rangiert. Das Justizbudget von lediglich 3,1% des Landeshaushalts ist ein deutliches Indiz 
dafür, dass die Justiz als Staatsfunktion systematisch unterfinanziert wird. Eine Anpassung 
ist keine politische Option, sondern eine Rechtspflicht des Landes. Eine amtsangemessene 
Alimentation ist verfassungsrechtlich geboten und Grundvoraussetzung für eine 
leistungsfähige Justiz. Zudem ist nach Auffassung der FDP MV im Wettbewerb der 
Bundesländer um Nachwuchsjuristen zu beachten, dass in MV eine im Bundesschnitt 
wettbewerbsfähige R-Besoldung bezahlt wird. Dies schließt Zuschläge und Zulagen und eine 
rückwirkende Erhöhung der Besoldung entsprechend den rechtlich gebotenen Vorgaben mit 
ein. Dabei ist bei der gebotenen Anhebung der Besoldung insbesondere auch das 
Abstandsgebot zwischen den Besoldungsgruppen zu wahren. 
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Was verstehen Sie unter einer amtsangemessenen Alimentation in der 
Justiz (bitte konkrete Summen benennen)? 

 

SPD 

Amtsangemessen ist eine Besoldung dann, wenn sie der besonderen Verantwortung in der 
Justiz entspricht, verfassungsfest ausgestaltet ist und Mecklenburg-Vorpommern als 
Arbeitgeber konkurrenzfähig hält. Konkrete Summen werden wir an dieser Stelle nicht 
pauschal festlegen. 

 

AfD Eine fundierte Antwort für den gesamten Justizbereich ist uns nicht möglich. 

 

CDU 

Das Alimentationsprinzip verpflichtet den Dienstherrn, den Beamten und seine Familie 
lebenslang angemessen zu alimentieren und ihm nach seinem Dienstrang, nach der mit 
seinem Amt verbundenen Verantwortung und nach Maßgabe der Bedeutung des 
Berufsbeamtentums für die Allgemeinheit entsprechend der Entwicklung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse und des allgemeinen Lebensstandards einen angemessenen Unterhalt zu 
gewähren. Die amtsangemessene Alimentation gehört zum Kernbereich der hergebrachten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums nach Artikel 33 Absatz 5 GG und gilt für Beamte und 
Richter in Mecklenburg-Vorpommern gleichermaßen. 

Mit dem dreistufigen Prüfungsverfahren hat das Bundesverfassungsgericht die Kriterien für 
die verfassungskonforme Alimentierung von Beamten konkretisiert. Ist demnach die 
Einhaltung der Mindestbesoldung und die Anpassung der Besoldung fortlaufend an die 
Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und des 
allgemeinen Lebensstandards vorgesehen, so ist von einer amtsangemessenen und 
verfassungskonformen Alimentierung auszugehen. Dabei sollten die Besoldungen in den 
jeweiligen Bundesländern vereinheitlicht und angepasst werden. 

 

D
IE

 

L
IN

K
E

 Eine konkrete Summe ist immer das Ergebnis von Verhandlungen, die gemeinsam mit den 
Interessenvertretungen geführt werden müssen. Sie hängt zudem vom verfassungsrechtlich 
vorgegebenen Mindestabstandsgebot ab. Eine angemessene Alimentation ergibt sich aus 
diesem Prozess. Eine bundesweit einheitliche Lösung halten wir grundsätzlich für sinnvoll. 

 

G
R

Ü
N

E
 

Eine amtsangemessene Besoldung folgt einer konsistenten Besoldungssystematik. Daher 
wird an dieser Stelle davon abgesehen, konkrete Summen zu benennen. Selbstverständlich 
ist für uns aber, dass die Richter*innenbesoldung in Mecklenburg-Vorpommern nicht hinter 
der der Nachbarländer zurückbleiben darf. Unterschiede von mehreren Hundert Euro bei der 
R1-Besoldung zwischen Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg, Hamburg, Berlin oder 
Schleswig-Holstein sind inakzeptabel. 

 

FDP 

Die FDP benennt als Orientierungsgröße eine R-1-Besoldung, die im Bundesschnitt 
wettbewerbsfähig ist. Der Richterbund MV beziffert den Rückstand gegenüber dem Bund 
selbst nach der Anpassung ab April 2026 noch auf über 350 Euro monatlich. Das ist der 
Maßstab, an dem wir uns orientieren: Die R-Besoldung in MV muss auf Bundesniveau 
angehoben werden. 

Eine exakte Zielgröße hängt von der Entwicklung der Bundesbesoldung und einer 
gutachterlichen Berechnung nach den Parametern der BVerfG-Rechtsprechung ab. Die 
politische Bereitschaft zur Anpassung ohne weiteren Zeitverzug erklärt die FDP MV 
ausdrücklich. 
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05 
Befürworten Sie eine Abkopplung der R-Besoldung von der allgemeinen 
Beamtenbesoldung? 

 

SPD 
Eine Abkopplung befürworten wir nicht als Ziel an sich. Entscheidend ist für uns eine 
verfassungsgemäße, attraktive und im Bundesvergleich anschlussfähige Besoldung. 

 

AfD 
Die Richterbesoldung ist bereits von der allgemeinen Beamtenbesoldung abgekoppelt. Sie 
wurde 1975 aus der Beamtenbesoldung A herausgenommen und als Besoldungsordnung R 
neu eingeführt. 

 

CDU 

Wir befürworten, dass die verfassungsrechtlich gebotene Mindestalimentation der 
Richterinnen und Richter in Mecklenburg-Vorpommern geleistet und die R-Besoldung 
entsprechend ihrer Eigenart und Bedeutung angemessen bewertet und unter Einbeziehung 
eines Inflationsausgleichs und Anpassung an die Einkommensentwicklung innerhalb des 
öffentlichen Dienstes entsprechend angehoben wird. 

 

D
IE

 L
IN

K
E

 

Wir befürworten keine Abkopplung der R-Besoldung von der allgemeinen 
Beamtenbesoldung, sofern damit eine Entsolidarisierung vom übrigen öffentlichen Dienst 
oder eine Sonderbesoldung ohne Tarifbezug gemeint ist. Wir befürworten jedoch eine 
eigenständige, amtsangemessene und verfassungssichere Ausgestaltung der R-Besoldung, 
die der besonderen Verantwortung der Justiz und der dort tätigen Menschen Rechnung trägt. 

Tarifabschlüsse müssen weiterhin zeit- und wirkungsgleich übertragen werden. Zugleich sind 
strukturelle Verbesserungen, bundeseinheitliche Mindeststandards und eine Stärkung der 
Grundbesoldung notwendig. 

 

G
R

Ü
N

E
 Die Meinungsbildung zur Abkopplung der R-Besoldung von der allgemeinen 

Beamtenbesoldung ist bei uns in der Partei noch nicht abgeschlossen. 

 

FDP 

Die FDP MV hält eine vollständige Abkopplung der R-Besoldung von der allgemeinen 
Beamtenbesoldung weder verfassungsrechtlich für geboten noch systematisch für 
überzeugend; jedoch hält sie eine stärkere eigenständige Ausgestaltung zur Sicherung der 
amtsangemessenen Alimentation und der richterlichen Unabhängigkeit für sachgerecht. Eine 
stärkere Eigenständigkeit der R-Besoldung kann die FDP MV allerdings nur befürworten, 
wenn sie mit einem transparenten automatischen Anpassungsmechanismus verbunden ist. 

Andernfalls besteht die Gefahr, dass eine Abkopplung faktisch zur Einfrierung der Besoldung 
genutzt wird. 
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06 
Wie wollen Sie die Justiz MV im Wettbewerb mit der Anwaltschaft und 
anderen Bundesländern nachhaltig attraktiv positionieren? 

 

SPD 
Attraktiv wird die Justiz durch gute Arbeitsbedingungen, verlässliche 
Entwicklungsperspektiven, Fortbildung, moderne digitale Arbeitsmöglichkeiten und eine 
aktive Nachwuchsgewinnung. 

 

AfD 

Mit einer höheren Besoldung werden wir nicht werben können. Denn damit wird M-V niemals 
führend sein. Allerdings ist unser Bundesland mit seiner Natur und wunderbaren 
Küstenlandschaft besonders für junge Familien attraktiv. Zudem hat der Beruf des Richters 
mit seiner hohen Verantwortung und Unabhängigkeit Vorzüge, die nicht nur mit Geld 
aufzuwiegen sind. Unser Ansinnen ist es, die Arbeitsabläufe so zu vereinfachen, dass wir mit 
optimierten Prozessen die Belastung für die Justiz verbessern können und so attraktiver 
werden für Interessenten. 

 

CDU 

In den Haushaltsberatungen 2026/2027 haben wir von der rot-roten Landesregierung 
zusätzliche Mittel gefordert für die Schaffung von 44 zusätzlichen Planstellen R1 für eine 
vollständige Abdeckung des nach dem analytischen Personalbedarfsberechnungssystem 
ermittelten Personalbedarfs für die Staatsanwaltschaften, um die der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit im Rahmen einer Umschichtung auf die Staatsanwaltschaften entzogenen 
vier R1-Stellen neu auszubringen. Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen 
lehnten unsere Vorschläge ab. Zum einen wurden die Staatsanwaltschaften damit nicht in 
die Lage versetzt, die anfallenden Eingänge zu bewältigen. Zum anderen erhöhte die 
Landesregierung damit den bereits vorhandenen Druck auf die ordentliche Gerichtsbarkeit. 

Wir fordern eine Stärkung der Justiz durch eine Einstellungsoffensive, eine flächendeckend 
bessere technische und sachliche Ausstattung in allen Bereichen und die Entlastung von 
Routineaufgaben. Wir brauchen eine zügige Wiedereinführung des Studienganges 
Rechtswissenschaften mit dem Ziel des Ersten Staatsexamens an der Universität Rostock. 
Das wird auch zu einer besseren Bewerberlage für den juristischen Staatsdienst führen. 
Dabei kommt der amtsangemessenen Besoldung sowohl zur Nachwuchsgewinnung als auch 
für die Sicherung der Unabhängigkeit der Richter eine zentrale Bedeutung zu. Wir setzen auf 
eine Entlastung der Justiz von sachfremden Aufgaben, insbesondere umfangreichen 
Berichts- und Mitteilungspflichten, und wollen die Notwendigkeit dieser Aufgaben prüfen. Die 
Justiz hat zu Recht den Anspruch auf das beste Personal und die beste Ausstattung. Wir 
glauben, dass jede Investition in den Rechtsstaat eine Investition in unsere Demokratie ist. 

 

D
IE

 

L
IN

K
E

 Wir wollen die Möglichkeiten und Bedingungen des Referendariats in Mecklenburg-
Vorpommern weiter verbessern und bewerben. Dabei sollen insbesondere die Chancen auf 
eine erfolgreiche Karriere im Land sowie gute Übernahmechancen hervorgehoben werden, 
um für Nachwuchskräfte aus dem gesamten Bundesgebiet attraktiv zu bleiben. Zudem wollen 
wir attraktive und moderne Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen schaffen. 

 

G
R

Ü
N

E
 Attraktiv im Wettbewerb positioniert werden kann die Justiz Mecklenburg-Vorpommern zum 

einen über monetäre Faktoren, zum anderen über nicht monetäre Faktoren. Ein wichtiger 
monetärer Faktor ist eine verfassungskonforme Besoldung, die einem Vergleich mit den 
Nachbarländern standhält. Wichtige nicht monetäre Faktoren sind gute Arbeitsbedingungen, 
eine aufgabengerechte Ausstattung und moderne Rechtsgrundlagen. 
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FDP 

Die FDP MV will den Justizdienst in MV im Vergleich zu den anderen Bundesländern und der 
Anwaltschaft attraktiv positionieren durch: 

– eine angemessene und leistungsgerechte sowie im Bundesschnitt 
wettbewerbsfähige anzuhebende Besoldung, 

– bessere Einarbeitung von jungen Kolleginnen und Kollegen (ähnlich MVacademics 
in der Landesverwaltung), 

– Anrechnung einschlägiger Vorverwendungen (z. B. als Rechtsanwältin oder 
Rechtsanwalt) bei der Stufenzuordnung, 

– frühzeitige Zusage des Verwendungsorts bereits mit der Einstellung, 
– Ermöglichung von flexiblem und mobilem Arbeiten als zeitgemäßes Arbeitsumfeld, 
– aktive Werbung auch bei Referendarinnen und Referendaren anderer Bundesländer, 
– gute Beförderungs- und Aufstiegsperspektiven, 
– Anhebung des Personalschlüssels bei Staatsanwaltschaften, Gerichten sowie im 

Strafvollzug, 
– exzellente Aus- und Fortbildung der Richterschaft, der Staatsanwaltschaft sowie der 

Justizbediensteten, 
– Verbesserung der Arbeitsbedingungen, insbesondere in Bezug auf Digitalisierung 

und KI. 
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07 
Sind Sie für die Einführung eines automatisierten Anpassungs-
mechanismus (z. B. Orientierung an geeigneten Preis-indizes)? 

 

SPD 
Für transparente und verlässliche Anpassungen sind wir offen. Ein Mechanismus muss aber 
so ausgestaltet sein, dass verfassungsrechtliche Maßstäbe und die tatsächliche Entwicklung 
angemessen berücksichtigt werden. 

 

AfD 
Nein, ein solcher Automatismus engt die notwendige politische Gestaltungsmöglichkeit in der 
konkreten Entscheidungslage zu sehr ein. 

 

CDU 

Die Anpassung der Richterbesoldung ist ein politischer Prozess, und orientiert sich an der 
Tarifentwicklung des öffentlichen Dienstes. Der Verhandlungsprozess berücksichtigt auch 
Preisindizes. Die Besoldungsbezüge haben sich zeitgleich und systemgerecht an den 
Ergebnissen der Tarifverhandlungen für Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst zu 
orientieren und angesichts der hohen Inflationsraten der vergangenen Jahre 
amtsangemessen zu erhöhen. 

 

D
IE

 

L
IN

K
E

 Verweis auf Antworten zu Fragen 3 und 4: Eine konkrete Summe ist immer das Ergebnis von 
Verhandlungen, die gemeinsam mit den Interessenvertretungen geführt werden müssen. 
Tarifabschlüsse müssen weiterhin zeit- und wirkungsgleich übertragen werden. 

 

G
R

Ü
N

E
 Die Meinungsbildung zur Einführung eines automatisierten Anpassungsmechanismus ist bei 

uns in der Partei noch nicht abgeschlossen. 

 

FDP 

Die FDP MV befürwortet die Einführung eines regelgebundenen Anpassungsmechanismus 
für die R-Besoldung. Ein solcher Mechanismus entzieht die Besoldungsanpassung dem 
politischen Tagesgeschäft und der Haushaltsdisziplin einzelner Regierungen. Als 
Orientierungsgröße bietet sich ein Korb aus allgemeinem Verbraucherpreisindex und dem 
Tarifabschluss des öffentlichen Dienstes (TVöD/TV-L) an. Ein solcher Mechanismus ist 
zugleich eine wirksame Absicherung gegen künftige Verfassungsverstöße bei der 
Alimentation. Die FDP MV setzt sich zum einen für eine wettbewerbsfähige Alimentation von 
Richtern und Staatsanwälten ein. Zum anderen begrüßt die FDP MV den Abbau von 
bürokratischen Mechanismen. Insofern kann ein automatisierter Anpassungsmechanismus 
zur Sicherung der realen Werterhaltung der R-Besoldung beitragen. Gleichwohl kann dies 
den Gesetzgeber unserer Ansicht nach nicht von einer regelmäßigen Überprüfung nach 
rechtlich gebotenen Kriterien befreien. 
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08 
Wie stehen Sie dazu, der Justiz mehr Eigenverantwortung im Bereich 
Personal sowie Sachausstattung zu übertragen? 

 

SPD 

Mehr Eigenverantwortung der Justiz sehen wir grundsätzlich positiv, wenn klare Regeln, 
Transparenz und die haushaltspolitische Verantwortung des Parlaments gewahrt bleiben. Wo 
Entscheidungen vor Ort sachnäher und effizienter getroffen werden können, sollte es dafür 
auch Spielräume geben. 

 

AfD 

Die Zuständigkeiten sind bereits abgesehen vom Bereich der Richter und Rechtspfleger auf 
den OLG-Präsidenten bzw. die Landgerichtspräsidenten und hinsichtlich der Ausstattung 
(z.B. Mobiliar) auf die Direktoren der Amtsgerichte übertragen. Dies natürlich nur im Rahmen 
der vorhandenen Haushaltsmittel. Inwieweit hier eine weitere Übertragung möglich und 
zweckmäßig ist, kann von hier aus nicht beurteilt werden. 

 

CDU 

Wir befürworten die Stärkung der Eigenverantwortung der Justiz. Sie kann durch mehr 
Mitspracherechte der Interessenvertretungen im Bereich der Finanzplanung und 
Personalplanung und eine erweiterte Mitwirkung bei der Einstellung von Nachwuchskräften 
und Beförderungen den Weg zu mehr Selbstbestimmtheit und Transparenz öffnen und die 
demokratische Legitimation der Justiz wirkungsvoll darstellen. 

 

D
IE

 L
IN

K
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 Die Personalverwaltung in der Justiz liegt grundsätzlich bei der Justizverwaltung. Gerichte 
haben in erster Linie die Aufgabe, Recht zu sprechen. Richterinnen und Richter müssen 
unabhängig entscheiden können, ohne durch umfangreiche Verwaltungs- und 
Personalaufgaben belastet zu werden. In verfahrensvereinfachenden Einzelfällen kann mit 
Blick auf eine gleichmäßige und gute personelle Ausstattung aller Gerichtsbarkeiten eine 
direkte Übertragung einzelner Aufgaben auf die Gerichte sinnvoll sein. 

 

G
R

Ü
N

E
 Um die Unabhängigkeit der Justiz zu stärken, vertreten wir BÜNDNISGRÜNE in 

Mecklenburg-Vorpommern schon lange die Auffassung, dass eine Selbstverwaltung der 
Justiz, gerade mit Blick auf Haushalts- und Personalfragen, angestrebt werden sollte. 

 

FDP 

Die FDP MV setzt sich für eine von der Politik weitestgehend unabhängige und 
selbstbewusste Justiz ein. Grundsätzliche Selbstverwaltung und Eigenverantwortung sind 
nach Auffassung der FDP MV probate Mittel, um diese Ziele zu stärken. Insofern befürworten 
wir die Übertragung von mehr Eigenverantwortung im Bereich des Personals sowie der 
Sachausstattung. Konkret befürwortet die FDP MV die Übertragung von Globalbudgets an 
die Gerichte mit eigenverantwortlicher Mittelverwendung, eine Beteiligung der Justiz im 
Haushaltsaufstellungsverfahren mit eigenem Anhörungsrecht sowie eigenständige 
Entscheidungskompetenzen bei Einstellungen und Ausschreibungen unterhalb der 
Leitungsebene. 
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09 
Wie stehen Sie zur Etablierung von richterlichen Beurteilungsaus-
schüssen nach österreichischem Vorbild? 

 

SPD 
Solche Modelle sind aus unserer Sicht prüfenswert. Entscheidend ist, dass Beurteilungen 
fair, transparent und nachvollziehbar sind und das Vertrauen in das Verfahren stärken. 

 

AfD 
Das sehen wir als AfD skeptisch. Denn je mehr hier auf gleicher Ebene in gegenseitiger 
Abhängigkeit mitwirken, desto größer ist die Gefahr, dass dabei die Neutralität verloren geht. 

 

CDU 

Dienstlich zu beurteilen sind Eignung, Befähigung und fachliche Leistung der Richterinnen 
und Richter, unter Würdigung der Persönlichkeit und in objektiver, wahrheitsgetreuer und 
nachvollziehbarer Darstellung der Stärken und Schwächen. Die richterliche Unabhängigkeit 
darf dabei nicht beeinträchtigt werden. Eine Stellungnahme zum Inhalt richterlicher 
Entscheidungen ist unzulässig. Die Beurteilung beruht auf dem eigenen Eindruck der 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten und den Beurteilungsbeiträgen nach der 
Beurteilungsverordnung. Zu den Vor- und Nachteilen der Etablierung von richterlichen 
Beurteilungsausschüssen nach österreichischem Vorbild liegen keine Erkenntnisse anderer 
Bundesländer und aus der Richterschaft selbst vor, die zu einer Entscheidung für oder gegen 
die Maßnahme führen könnten. 

 

D
IE
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 Eine dienstliche Beurteilung durch mehrere Personen kann vor Willkür und persönlichen 
getrübten Bewertungen schützen und wird somit zunächst positiv betrachtet. Wie und ob eine 
solche Umsetzung stattfinden könnte, sollte in einem gemeinsamen Prozess unter der 
Beteiligung von Expert:innen erörtert werden. 

 

G
R

Ü
N

E
 Die Meinungsbildung zur Etablierung von richterlichen Beurteilungsausschüssen ist bei uns 

in der Partei noch nicht abgeschlossen. 

 

FDP 

Die FDP MV steht dem österreichischen Modell richterlicher Beurteilungsausschüsse 
grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber. Beurteilungen, die ausschließlich durch die 
dienstvorgesetzte Person erstellt werden, stehen in einem strukturellen Spannungsverhältnis 
zur richterlichen Unabhängigkeit. Eine kollegiale Beteiligung stärkt die Selbstverwaltung und 
erhöht die Akzeptanz dienstlicher Beurteilungen. Wir befürworten eine gesetzliche Erprobung 
dieses Modells in MV. Die Einführung richterlicher Beurteilungsausschüsse kann zur 
Objektivierung und Akzeptanz dienstlicher Beurteilungen beitragen, darf jedoch nicht zu einer 
Auflösung klarer Verantwortungsstrukturen führen. Vorzugswürdig erscheint daher aus 
unserer Sicht ein hybrides Modell mit kollegialer Beteiligung bei fortbestehender 
Letztentscheidungskompetenz des Dienstvorgesetzten. 

 
  



WAHLPRÜFSTEINE  ·  Landtagswahl M-V  ·  RSB M-V 

Seite 17 

10 

Wie stehen Sie zum Erlass der Justizministerin vom 17.12.2025 zu den 
Leitlinien des externen Weisungsrechts? Werden Sie sich für eine 
Änderung einsetzen? 

 

SPD 

Für uns ist entscheidend, dass politische Einflussnahme auf konkrete Ermittlungsverfahren 
ausgeschlossen bleibt und das Vertrauen in die Unabhängigkeit der Strafverfolgung gestärkt 
wird. Ob darüber hinaus weiterer Änderungsbedarf besteht, würden wir an den Maßstäben 
Transparenz, Rechtsklarheit und Vertrauen messen. 

 

AfD 

Der Erlass ist obsolet, weil die Ministerin nicht auf etwas verzichten kann, was ihr gesetzlich 
zusteht und daraus im Einzelfall eine Pflicht zum Handeln entstehen kann. Zudem ist das 
Weisungsrecht unproblematisch, solange es in guter Tradition nicht zu politischer 
Einflussnahme missbraucht wird. Zur Klarstellung sprechen wir uns allerdings ebenfalls für 
eine Abschaffung des § 146 GVG aus. 

 

CDU Wir werden an der jahrelang geübten Praxis bzgl. des Weisungsrechts festhalten. 

 

D
IE

 L
IN
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Staatsanwaltschaften sind unabhängig und dem Legalitätsprinzip verpflichtet und sollten 
nicht durch politische Kontrolle beeinflusst werden. Wir teilen die Auffassung des 
europäischen Rechtsstaatsberichts, in dem das deutsche Weisungsrecht immer wieder 
kritisiert wird. Wir begrüßen daher, dass die Ministerin diese Klarstellung zum externen 
Weisungsrecht vorgenommen hat. Eine Regelung im Erlasswege kann aber nur ein erster 
Schritt sein. Wir sind der Auffassung, dass die Abschaffung des Weisungsrechts einen 
wichtigen Beitrag zur Resilienz unseres Rechtsstaats leisten würde, und befürworten diesen 
Schritt ausdrücklich. 

 

G
R

Ü
N

E
 Wir BÜNDNISGRÜNE setzen uns für eine Beschränkung des externen ministeriellen 

Einzelfallweisungsrecht gegenüber der Staatsanwaltschaft ein. Ein entsprechender 
Gesetzentwurf der damaligen Koalition von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP auf 
Bundesebene ist leider nicht mehr beschlossen worden. Wir werden dieses Thema jedoch 
weiterverfolgen. 

 

FDP 

Ein starker Rechtstaat braucht klare institutionelle Unabhängigkeit. Wir lehnen als FDP MV 
daher jede politische Einflussnahme auf Staatsanwaltschaften vehement ab. Daher 
begrüßen wir grundsätzlich den Erlass der Justizministerin, auf die Ausübung des externen 
Weisungsrechts gegenüber den Staatsanwaltschaften in der Praxis zu verzichten. Wir sehen 
jedoch das Problem der fehlenden gesetzlichen Verankerung des Verzichts. Das Instrument 
des Erlasses ist unzureichend: Ein Erlass kann jederzeit von einer Nachfolgeministerin 
aufgehoben werden und bietet damit kein dauerhaftes rechtsstaatliches Fundament. Der 
Europäische Gerichtshof hat klargestellt, dass deutsche Staatsanwaltschaften wegen ihrer 
grundsätzlichen Weisungsgebundenheit gegenüber der Exekutive keine Europäischen 
Haftbefehle ausstellen dürfen. Wir fordern, daraus endlich die notwendigen legislativen 
Konsequenzen zu ziehen und die Staatsanwaltschaften auch von Gesetzes wegen so 
unabhängig zu machen wie die Richterschaft. Dies schließt für uns das Hinwirken auf 
erforderliche bundesrechtliche Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes mit ein. 
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